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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Schule und Kultur -

Tagesordnung 1 Punkt 6.1 der öffentlichen Sitzung am 24.06.2004  

Vorlage Nr. 04-F-03-0052

Übergangslösung für die Unterbringung des Stadtmuseums / Nutzungsmöglichkeiten der 
jetzigen Staatskanzlei in der Bierstadter Straße
- Antrag der Stadtverordnetenfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 23.06.2004 -

Der Ausschuss möge beschließen:
 
Der Magistrat wird gebeten zu berichten  

1. wie viele Quadratmeter an Fläche für die unterschiedlichen Nutzungsbedarfe 
(Ausstellungsräume, Lagerfläche für den Fundus, Büroräume; sanitäre Anlagen etc.) eines 
Stadtmuseums 

a.) ohne die Realisierung eines Anbaus
b.) nach Verwirklichung eines Anbaus

in den Räumlichkeiten der jetzigen Staatskanzlei bereit gestellt werden könnten,
2. welche Teile des von der Stadtverordnetenversammlung beschlossenen Museumskonzepts 

unter den unter Punkt 1. Bedingungen verwirklicht werden könnten und welche bis auf 
Weiteres nicht umzusetzen wären,

3. mit welchen Kosten für die Landeshauptstadt Wiesbaden die Übernahme und der für 
Ausstellungszwecke erforderlichen Herrichtung der Liegenschaft verbunden wäre.

Beschluss Nr. 0062
 
 
Der Dringlichkeitsantrag wird angenommen.   

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .07.2004
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Scholz
Vorsitzende

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .07.2004

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin
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Der Magistrat Wiesbaden,          .07.2004
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Dezernat VIII 
mit der Bitte um weitere Veranlassung 

Diehl
Oberbürgermeister
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